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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 31.10.2017

Entscheidungsdatum

31.10.2017

Norm

BFA-VG §22a Abs1 Z1

B-VG Art.133 Abs4

FPG §76 Abs2 Z1

VwG-AufwErsV §1

VwGVG §35

VwGVG §35 Abs1

1. BFA-VG § 22a heute

2. BFA-VG § 22a gültig ab 19.06.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a gültig von 15.04.2015 bis 18.06.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gültig von 01.01.2014 bis 14.04.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG § 76 heute

2. FPG § 76 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. FPG § 76 gültig von 01.09.2018 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 56/2018

4. FPG § 76 gültig von 01.11.2017 bis 31.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

5. FPG § 76 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

6. FPG § 76 gültig von 20.07.2015 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015
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7. FPG § 76 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gültig von 01.07.2011 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 38/2011

9. FPG § 76 gültig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

10. FPG § 76 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VwG-AufwErsV § 1 heute

2. VwG-AufwErsV § 1 gültig ab 01.01.2014

1. VwGVG § 35 heute

2. VwGVG § 35 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 109/2021

3. VwGVG § 35 gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

1. VwGVG § 35 heute

2. VwGVG § 35 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 109/2021

3. VwGVG § 35 gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch

W154 2170920-1/7E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. KRACHER als Einzelrichterin über die Beschwerde von

XXXX, geb. XXXX, StA Estland, vertreten durch ARGE Rechtsberatung – Diakonie Flüchtlingsdienst gem. GmbH„ gegen

den Mandatsbescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 16.09.2016 zur Zl. 605033705-171068018,

mit dem die Schubhaft angeordnet wurde zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin

Mag. KRACHER als Einzelrichterin über die Beschwerde von römisch 40 , geb. römisch 40 , StA Estland, vertreten durch

ARGE Rechtsberatung – Diakonie Flüchtlingsdienst gem. GmbH„ gegen den Mandatsbescheid des Bundesamtes für

Fremdenwesen und Asyl vom 16.09.2016 zur Zl. 605033705-171068018, mit dem die Schubhaft angeordnet wurde zu

Recht erkannt:

A)

I. Die Beschwerde wird gemäß § 22a Abs. 1 Z 1 und 2 iVm § 76 Abs 2 Z 1 FPG als unbegründet abgewiesen.römisch eins.

Die Beschwerde wird gemäß Paragraph 22 a, Absatz eins, ZiIer eins und 2 in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz 2,

Ziffer eins, FPG als unbegründet abgewiesen.

II. Der Antrag des Beschwerdeführers auf Kostenersatz wird gemäß § 35 VwGVG abgewiesen. Gemäß § 35 Abs. 1

VwGVG hat der Beschwerdeführer dem Bund (Bundesminister für Inneres) Aufwendungen in Höhe von € 426,20

binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.römisch zwei. Der Antrag des Beschwerdeführers auf

Kostenersatz wird gemäß Paragraph 35, VwGVG abgewiesen. Gemäß Paragraph 35, Absatz eins, VwGVG hat der

Beschwerdeführer dem Bund (Bundesminister für Inneres) Aufwendungen in Höhe von € 426,20 binnen zwei Wochen

bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdeführer wurde am 02.09.2016 in Wien betreten und einer Identitätsfeststellung unterzogen. Da er keine

gültigen Aufenthaltspapiere vorzeigen konnte, wurde er vorläuNg festgenommen und nach der

erkennungsdienstlichen Behandlung aus dem Polizeianhaltezentrum entlassen.

Aus einem IZR-Auszug ist ersichtlich, dass gegen den Beschwerdeführer bereits am 05.06.2015 ein Verfahren zur

Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme eingeleitet worden war.

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl wies den Beschwerdeführer mit Bescheid vom 15.09.2016 zur Zl.
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605033705-171068018 gemäß §§ 66 Abs. 1 FPG iVm 55 Abs. 3 NAG aus dem österreichischen Bundesgebiet aus und

erteilte ihm gemäß § 70 Abs. 3 FPG einen Durchsetzungsaufschub von einem Monat ab Durchsetzbarkeit dieser

Entscheidung.Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl wies den Beschwerdeführer mit Bescheid vom 15.09.2016

zur Zl. 605033705-171068018 gemäß Paragraphen 66, Absatz eins, FPG in Verbindung mit 55 Absatz 3, NAG aus dem

österreichischen Bundesgebiet aus und erteilte ihm gemäß Paragraph 70, Absatz 3, FPG einen Durchsetzungsaufschub

von einem Monat ab Durchsetzbarkeit dieser Entscheidung.

Der Beschwerdeführer wurde am 15.09.2017 festgenommen und ins Polizeianhaltezentrum Hernalser Gürtel

überstellt.

Bei seiner Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl am 16.09.2017 gab der Beschwerdeführer

an, er habe nur hin und wieder bei der Grenze zur Slowakei eine Fahrradausfahrt gemacht. Er sei der

AusreiseverpOichtung aus gesundheitlichen Gründen nicht nachgekommen. Er nächtige auf der Donauinsel. Er arbeite

9 Tage im Monat als Straßenreiniger und bekomme Spenden von der Kirche. Seine Familie lebe in Estland. Er habe

einen Reisepass, dieser sei seit drei Jahren bei der Caritas deponiert.

Aus einem ZMR-Auszug geht hervor, dass der Beschwerdeführer seit spätestens dem Jahr 2012 in Österreich aufhältig

ist.

Mit Mandatsbescheid vom 16.09.2017 zur Zl. 605033705-171068018 wurde durch das Bundesamt über den

Beschwerdeführer gemäß § 76 Abs. 2 Z 1 FPG iVm § 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der

Abschiebung verhängt. Der Beschwerdeführer sei nicht österreichischer Staatsbürger. Er habe keine familiären oder

beruOichen Bindungen und Beziehungen. Seine Familie lebe in Estland. Gegen ihn bestehe eine rechtskräftige

Ausweisung. Er sei seiner AusreiseverpOichtung bis dato nicht nachgekommen. Er halte sich bis spätestens 16.10.2016

illegal in Österreich auf. Er gehe keiner legalen Erwerbstätigkeit nach. Er nächtige laut eigenen Angaben auf der

Donauinsel. Er habe keinen festen Wohnsitz im Bundesgebiet. Er sei weder beruOich noch sozial verankert. Die

Fluchtgefahr sei in seinem bisherigen Verhalten begründet. Er sei seiner AusreiseverpOichtung nicht nachgekommen.

Er könne sich die Ausreise nicht selbst Nnanzieren. Einem geordneten Fremdenwesen komme in Hinblick auf die

öIentliche Ordnung und das wirtschaftliche Wohl des Staates ein hoher Stellenwert zu. Die Prüfung der

Verhältnismäßigkeit der Schubhaft und ihrer Notwendigkeit ergebe daher in seinem Fall, dass sein privates Interesse

an der Schonung seiner persönlichen Freiheit dem Interesse des Staates am reibungslosen Funktionieren der

öIentlichen Verwaltung hintanzustehen habe.Mit Mandatsbescheid vom 16.09.2017 zur Zl. 605033705-171068018

wurde durch das Bundesamt über den Beschwerdeführer gemäß Paragraph 76, Absatz 2, ZiIer eins, FPG in

Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung verhängt.

Der Beschwerdeführer sei nicht österreichischer Staatsbürger. Er habe keine familiären oder beruOichen Bindungen

und Beziehungen. Seine Familie lebe in Estland. Gegen ihn bestehe eine rechtskräftige Ausweisung. Er sei seiner

AusreiseverpOichtung bis dato nicht nachgekommen. Er halte sich bis spätestens 16.10.2016 illegal in Österreich auf.

Er gehe keiner legalen Erwerbstätigkeit nach. Er nächtige laut eigenen Angaben auf der Donauinsel. Er habe keinen

festen Wohnsitz im Bundesgebiet. Er sei weder beruOich noch sozial verankert. Die Fluchtgefahr sei in seinem

bisherigen Verhalten begründet. Er sei seiner AusreiseverpOichtung nicht nachgekommen. Er könne sich die Ausreise

nicht selbst Nnanzieren. Einem geordneten Fremdenwesen komme in Hinblick auf die öIentliche Ordnung und das

wirtschaftliche Wohl des Staates ein hoher Stellenwert zu. Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Schubhaft und

ihrer Notwendigkeit ergebe daher in seinem Fall, dass sein privates Interesse an der Schonung seiner persönlichen

Freiheit dem Interesse des Staates am reibungslosen Funktionieren der öffentlichen Verwaltung hintanzustehen habe.

Mit Schriftsatz vom 18.09.2017 erhob der Beschwerdeführer beim Bundesamt Beschwerde gegen den

Mandatsbescheid, mit dem über den Beschwerdeführer die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung

verhängt wurde. Die Obdachlosigkeit bedeute nicht zwingend, dass ein Fremder für die Behörde nicht greifbar sei. Es

wäre der Behörde zumutbar gewesen, ihm den Aufenthalt in einer bestimmten Obdachloseneinrichtung aufzutragen,

wie er es bisher auch wiederholt getan habe. Das Bundesamt habe es überdies unterlassen, den Beschwerdeführer zu

einer freiwilligen Ausreise zu befragen. Es sei keine Subsumtion des festgestellten Sachverhalts unter die

herangezogenen Tatbestände im Mandatsbescheid erkennbar. Die Haft sei unverhältnismäßig. Der Beschwerdeführer

sei bereit mit den Behörden zu kooperieren und würde insbesondere einer periodischen MeldeverpOichtung, einer

allfälligen angeordneten Unterkunftnahme sowie der Hinterlegung seines Reisepasses als Sicherheitsleistung Folge

tragen. Beantragt wurde ferner die Durchführung einer mündlichen Verhandlung und Aufwandersatz in Höhe von Euro
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737,60 und Kommissionsgebühren in Höhe von Euro 30,--.

Am 19.09.2017 legte das Bundesamt den Akt vor und erstattet aufgrund der Schubhaftbeschwerde eine

Stellungnahme. Der Beschwerdeführer sei seiner AusreiseverpOichtung nicht nachgekommmen und habe trotz

Auftrags eine Wohnsitz- bzw. Obdachlosenmeldung unterlassen. Die Verhängung des gelinderen Mittels sei für den

Beschwerdeführer nicht in Betracht gekommen, da er keine Mittel zur legalen Ausreise aus Eigenem besäße und der

Beschwerdeführer der bereits aufgetragenen Wohnsitz- bzw. Obdachlosenmeldung nicht nachgekommen sei. Er habe

seinen Aufenthalt vielmehr im Verborgenen fortgesetzt. Es habe daher von einer erheblichen Fluchtgefahr

ausgegangen werden müssen und als ultima ratio die Schubhaft verhängt. Nach Vorlage des Reisepasses erfolge die

Flugbuchung und sei beabsichtigt, den Beschwerdeführer so schnell wie möglich nach Estland abzuschieben. Das

Bundesamt beantrage den Ersatz der Kosten in Höhe von Euro 426,20.

Für den 22.09.2017 beraumte das Bundesverwaltungsgericht ein mündliche Beschwerdeverhandlung an. Am

22.09.2017 wurde die Verhandlung abberaumt, weil der Beschwerdeführer am 21.09.2017 auf dem Luftweg nach

Estland überstellt worden war.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger Estlands und nicht österreichischer Staatsbürger. Er befand sich von

15.09.2017 bis 21.09.2017 in Schubhaft. Am 21.09.2017 wurde er auf dem Luftweg nach Estland überstellt.

Gegen den Beschwerdeführer besteht auf Grund des Bescheides des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom

15.09.2016 zur Zl. 605033705-161255988 eine Ausweisungsentscheidung, welche in Rechtskraft erwachsen ist.

Abgesehen von zwei kurzzeitigen Obdachlosenmeldungen war der Beschwerdeführer in Österreich nie melderechtlich

erfasst. Seiner Ausreiseverpflichtung kam er nicht nach.

Der Beschwerdeführer beNndet sich seit spätestens 2012 im Bundesgebiet. Er hat in Österreich keinen festen

Wohnsitz und verfügt über keine nennenswerten Barmittel. Er arbeitet neun Tage im Monat als Straßenreiniger.

Am 15.09.2017 wurde der Beschwerdeführer festgenommen und mittels Mandatsbescheid vom 16.09.2017 zur Zl.

605033705-171068018 des Bundesamtes die Schubhaft über ihn verhängt.

2. Beweiswürdigung:

Die Identität des Beschwerdeführers steht auf Grund seines estnischen Reisepasses fest. Die Feststellungen zum

Verfahrensgang, der Festnahme und Anhaltung in Schubhaft ergeben sich aus den im Verwaltungsakt des

Bundesamtes.

Die Angaben zu seinem Aufenthalt im Bundesgebiet ergeben sich aus seinen eigenen Angaben. Zu seinem

Gesundheitszustand machte der Beschwerdeführer keine konkreten Angaben. Zwar behauptete er, aus

gesundheitlichen Gründen seiner AusreiseverpOichtung nicht nachgekommen zu sein, legte aber keine medizinischen

Befunde vor. Da der Beschwerdeführer erklärte, einige Tage im Monat als Straßenreiniger zu arbeiten und ansonsten

von Spenden zu leben, ansonsten jedoch keine privaten oder beruOichen Anknüpfungspunkte im Bundesgebiet

vorbrachte, konnten nennenswerte berufliche oder private Anknüpfungspunkte in Österreich nicht festgestellt werden.

Aus einem ZMR-Auszug ist ersichtlich, dass der Beschwerdeführer nur kurzzeitig zweimal obdachlos gemeldet und

sonst zu keinem Zeitpunkt für die Behörden greifbar war.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A.I.) Anhaltung in Schubhaft

Die in diesem Zusammenhang maßgeblichen innerstaatlichen Bestimmungen des mit 20.07.2015 im Rahmen des FRÄG

2015 in Kraft getretenen Fremdenpolizeigesetzes 2005 lauten:

§ 76. (1) Fremde können festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht

durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht werden kann. Unmündige Minderjährige dürfen nicht in Schubhaft

angehalten werden.Paragraph 76, (1) Fremde können festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der



Zweck der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmündige

Minderjährige dürfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur dann angeordnet werden, wenn

----------

1.-dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, zur Sicherung des

Verfahrens über einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden

Maßnahme oder der Abschiebung notwendig ist und sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft

verhältnismäßig ist, oder

2.-die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.2.-die Voraussetzungen des Artikel 28,

Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder

dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen,(3) Eine

Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, ZiIer eins, oder im Sinne des Artikel 2, Litera n, Dublin-Verordnung liegt vor, wenn

bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung

entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu

berücksichtigen,

----------

1.-ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme mitwirkt oder die

Rückkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

2.-ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder während einer

aufrechten Anordnung zur Außerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3.-ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur

Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder über einen Antrag auf internationalen Schutz bereits

entzogen hat;

4.-ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser

dem Fremden nicht zukommt;4.-ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins,

Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5.-ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare

aufenthaltsbeendende Maßnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft

befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;5.-ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der

Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme bestand,

insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3,

Ziffer eins bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6.-ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung

anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zuständig ist, insbesondere sofern

a.-der Fremde bereits mehrere Anträge auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde

falsche Angaben hierüber gemacht hat,

b.-der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

c.-es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des

bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat

beabsichtigt;

7.-ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8.-ob AuOagen, MitwirkungspOichten, Gebietsbeschränkungen oder MeldeverpOichtungen gemäß §§ 56 oder 71 FPG, §

13 Abs. 2 BFA-VG oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt

der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Maßnahme;8.-ob
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AuOagen, MitwirkungspOichten, Gebietsbeschränkungen oder MeldeverpOichtungen gemäß Paragraphen 56, oder 71

FPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell

oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden

Maßnahme;

9.-der Grad der sozialen Verankerung in Österreich, insbesondere das Bestehen familiärer Beziehungen, das Ausüben

einer legalen Erwerbstätigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz

eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß § 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der

Fremde befände sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloß kurzfristig in

Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemäß § 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.(4) Die

Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der

Fremde befände sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloß kurzfristig in

Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemäß Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als

widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende Maßnahme durchsetzbar und erscheint die Überwachung der Ausreise des

Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur

Sicherung der Abschiebung verhängt.

(6) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese

aufrechterhalten werden, wenn Gründe zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzögerung der Vollstreckung

einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk

festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1 BFA-VG gelten sinngemäß.(6)

Stellt ein Fremder während einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese

aufrechterhalten werden, wenn Gründe zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzögerung der Vollstreckung

einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk

festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph 12, Absatz eins,

BFA-VG gelten sinngemäß.

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach Maßgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des

Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulässig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf

zugrunde liegt und die Schubhaft unter Berücksichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalls verhältnismäßig ist

oder wenn die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin III-Verordnung vorliegen (§76 Abs. 2 FPG).Die

Anhaltung in Schubhaft ist nach Maßgabe der grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG

und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zulässig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter

Sicherungsbedarf zugrunde liegt und die Schubhaft unter Berücksichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalls

verhältnismäßig ist oder wenn die Voraussetzungen des Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin III-Verordnung vorliegen

(§76 Absatz 2, FPG).

Nach der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zum konkreten Sicherungsbedarf sind dabei das

öIentliche Interesse an der Sicherung der der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des BetroIenen an der

Schonung seiner persönlichen Freiheit abzuwägen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des

BetroIenen schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG, erreicht

werden (§ 76 FPG), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulässig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 16.675/2012; VwGH

22.01.2009, Zl. 2008/21/0647, 30.08.2007, Zl. 2007/21/0043).Nach der ständigen Judikatur des

Verwaltungsgerichtshofes zum konkreten Sicherungsbedarf sind dabei das öIentliche Interesse an der Sicherung der

der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des BetroIenen an der Schonung seiner persönlichen Freiheit

abzuwägen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des BetroIenen schonendere Weise, wie etwa

durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden (Paragraph 76, FPG), ist die

Anordnung der Schubhaft nicht zulässig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 16.675 aus 2012,; VwGH 22.01.2009, Zl. 2008/21/0647,

30.08.2007, Zl. 2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich

der Fremde dem Erfahren oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (§ 76
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Abs. 3 FPG). Es ist allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden

Maßnahme bereits eingeleitet worden ist (VwGH 28.06.2002, Zl. 2002/02/0138).Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel

dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Erfahren oder der

Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (Paragraph 76, Absatz 3, FPG). Es ist

allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme bereits

eingeleitet worden ist (VwGH 28.06.2002, Zl. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das bloße Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung

zum Aufenthalt besteht, vermag für sich genommen die Verhängung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr

muss der – aktuelle – Sicherungsbedarf in weiteren Umständen begründet sein, etwa in mangelnder sozialer

Verankerung in Österreich. Dafür kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familiärer, sozialer oder beruOicher

Anknüpfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Befürchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines

Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Österreich ist bei

er Prüfung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei frühere Delinquenz das

Gewicht des öIentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maßgeblich vergrößern kann

(VwGH 21.12.2010, Zl. 2007/21/0498; weiters VwGH 08.09.2005, Zl. 2005/21/0301; 23.09.2010, Zl. 2009/21/0280).

Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich folgendes:

Die belangte Behörde hat den vorliegenden Mandatsbescheid auf § 76 Abs. 2 Z 1 FPG gestützt und zum Zweck der

Sicherung der Abschiebung erlassen.Die belangte Behörde hat den vorliegenden Mandatsbescheid auf Paragraph 76,

Absatz 2, Ziffer eins, FPG gestützt und zum Zweck der Sicherung der Abschiebung erlassen.

Der Beschwerdeführer war bis auf zwei kurzzeitige Obdachlosenmeldungen für die Behörde nie greifbar und

melderechtlich erfasst.

Es besteht gegen ihn eine Ausweisungsentscheidung, welche in Rechtskraft erwachsen ist. Der Beschwerdeführer ist

seiner AusreiseverpOichtung nicht nachgekommen. Er verfügt in Österreich über keine beruOichen, privaten, oder

sonstigen nennenswerten Bindungen, über keine eigene Unterkunft und keine ausreichenden Existenzmittel. Die

Familienangehörigen des Beschwerdeführers leben in Estland.

Es kann daher der belangten Behörde unter Berücksichtigung des bisherigen Verhaltens des Beschwerdeführers nichts

entgegengebracht werden, wenn sie bei ihrer Entscheidung zur Anordnung der Schubhaft und dem dafür

erforderlichen Sicherungsbedarf davon ausging, dass sich der Beschwerdeführer durch Verborgenhalten im

Bundesgebiet einer Abschiebung nach Estland entziehen könnte.

Insofern als die belangte Behörde in ihrer Würdigung davon ausging, dass ein konkreter Sicherungsbedarf für die

Durchführung einer Abschiebung sowie die Erforderlichkeit der Schubhaft als einzige geeignete Sicherungsmaßnahme

gegenüber der Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG und auch die Verhältnismäßigkeit der Schubhaft

gegeben waren, bestehen dagegen keine Bedenken. Entgegen dem Beschwerdevorbringen, dass der

Beschwerdeführer kooperativ sei und beispielsweise einer MeldeverpOichtung als gelinderem Mittel nachkommen

konnte, kann dem nicht gefolgt werden, da der Beschwerdeführer schon bislang melderechtlich nicht erfasst war und

für die Behörden nicht greifbar war. Weder verfügt der Beschwerdeführer über ausreichend Nnanzielle Mittel für die

Hinterlegung einer angemessenen Sicherheitsleistung, noch war davon auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise

den Behörden aus freien Stücken zur Verfügung halten würde.Insofern als die belangte Behörde in ihrer Würdigung

davon ausging, dass ein konkreter Sicherungsbedarf für die Durchführung einer Abschiebung sowie die

Erforderlichkeit der Schubhaft als einzige geeignete Sicherungsmaßnahme gegenüber der Anordnung eines gelinderen

Mittels nach Paragraph 77, FPG und auch die Verhältnismäßigkeit der Schubhaft gegeben waren, bestehen dagegen

keine Bedenken. Entgegen dem Beschwerdevorbringen, dass der Beschwerdeführer kooperativ sei und beispielsweise

einer MeldeverpOichtung als gelinderem Mittel nachkommen konnte, kann dem nicht gefolgt werden, da der

Beschwerdeführer schon bislang melderechtlich nicht erfasst war und für die Behörden nicht greifbar war. Weder

verfügt der Beschwerdeführer über ausreichend Nnanzielle Mittel für die Hinterlegung einer angemessenen

Sicherheitsleistung, noch war davon auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise den Behörden aus freien Stücken

zur Verfügung halten würde.

Eine Gesamtabwägung aller angeführten Umstände ergibt daher, dass das öIentliche Interesse an der Sicherung der

Abschiebung das Interesse an der Schonung der persönlichen Freiheit überwogen und ein konkretes
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Sicherungsbedürfnis bestanden hat. Die belangte Behörde konnte somit unter den gegebenen Umständen zu r-echt

von einer Fluchtgefahr im Sinne des § 76 Abs. 3 ausgehen.Eine Gesamtabwägung aller angeführten Umstände ergibt

daher, dass das öIentliche Interesse an der Sicherung der Abschiebung das Interesse an der Schonung der

persönlichen Freiheit überwogen und ein konkretes Sicherungsbedürfnis bestanden hat. Die belangte Behörde konnte

somit unter den gegebenen Umständen zu r-echt von einer Fluchtgefahr im Sinne des Paragraph 76, Absatz 3,

ausgehen.

Die belangte Behörde hat den gegenständlichen Bescheid zutreIend und erkennbar auf die im Spruch angeführten

Rechtsvorschriften gestützt, die Beschwerde war daher gemäß § 22a Abs. 1 BFA-VG iVm § 76 Abs. 2 Z 1 FOG als

unbegründet abzuweisen.Die belangte Behörde hat den gegenständlichen Bescheid zutreIend und erkennbar auf die

im Spruch angeführten Rechtsvorschriften gestützt, die Beschwerde war daher gemäß Paragraph 22 a, Absatz eins,

BFA-VG in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer eins, FOG als unbegründet abzuweisen.

Zu A.II.) Kostenentscheidung

Gemäß § 22a Abs. 1a BFA-VG gelten für Beschwerden nach dieser Bestimmung die für Beschwerden wegen Ausübung

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der

Maßgabe, dass belangte Behörde jene Behörde ist, die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der

die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist (für die Zeit vor Inkrafttreten des § 22a Abs. 1a BFA-VG s. VwGH

23.04.2015, Ro 2014/21/0077).Gemäß Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG gelten für Beschwerden nach dieser

Bestimmung die für Beschwerden wegen Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und

Zwangsgewalt anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der Maßgabe, dass belangte Behörde jene Behörde ist,

die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist

(für die Zeit vor Inkrafttreten des Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG s. VwGH 23.04.2015, Ro 2014/21/0077).

G e m ä ß § 35 Abs. 1 VwGVG hat die im Verfahren über Beschwerden wegen Ausübung unmittelbarer

verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen

durch die unterlegene Partei. Wenn die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und

Zwangsgewalt für rechtswidrig erklärt wird, dann ist gemäß Abs. 2 der Beschwerdeführer die obsiegende und die

Behörde die unterlegene Partei. Wenn die Beschwerde zurückgewiesen oder abgewiesen wird oder vom

Beschwerdeführer vor der Entscheidung durch das Verwaltungsgericht zurückgezogen wird, dann ist gemäß Abs. 3 die

Behörde die obsiegende und der Beschwerdeführer die unterlegene Partei. Die §§ 52 bis 54 VwGG sind gemäß Abs. 6

auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemäß Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.Gemäß Paragraph 35, Absatz eins,

VwGVG hat die im Verfahren über Beschwerden wegen Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und

Zwangsgewalt obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die unterlegene Partei. Wenn die

angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt für rechtswidrig erklärt

wird, dann ist gemäß Absatz 2, der Beschwerdeführer die obsiegende und die Behörde die unterlegene Partei. Wenn

die Beschwerde zurückgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdeführer vor der Entscheidung durch das

Verwaltungsgericht zurückgezogen wird, dann ist gemäß Absatz 3, die Behörde die obsiegende und der

Beschwerdeführer die unterlegene Partei. Die Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind gemäß Absatz 6, auf den Anspruch

auf Aufwandersatz gemäß Absatz eins, sinngemäß anzuwenden.

Dem Beschwerdeführer gebührt als unterlegener Partei daher kein Kostenersatz, die belangte Behörde ist auf Grund

der Beschwerdeabweisung obsiegende Partei und hat Anspruch auf Kostenersatz.

Nach § 35 Abs. 4 VwGVG gelten als Aufwendungen gemäß Abs. 1 die Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für

die der Beschwerdeführer aufzukommen hat (Z 1), die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in

Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht verbunden waren (Z 2), sowie die durch Verordnung des Bundeskanzlers

festzusetzenden Pauschalbeträge für den Schriftsatz-, den Verhandlungs- und den Vorlageaufwand (Z 3). Die Höhe des

Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat gemäß Abs. 5 den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw. der

Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für den Ersatz der den Behörden

erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und

Verhandlungsaufwand der Behörden entspricht. Aufwandersatz ist laut Abs. 7 auf Antrag der Partei zu leisten. Der

Antrag kann bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt werden.Nach Paragraph 35, Absatz 4, VwGVG gelten

als Aufwendungen gemäß Absatz eins, die Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für die der

https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ro%202014/21/0077&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ro%202014/21/0077&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/35
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/35


Beschwerdeführer aufzukommen hat (ZiIer eins,), die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in

Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht verbunden waren (ZiIer 2,), sowie die durch Verordnung des

Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbeträge für den Schriftsatz-, den Verhandlungs- und den Vorlageaufwand

(ZiIer 3,). Die Höhe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat gemäß Absatz 5, den durchschnittlichen

Kosten der Vertretung bzw. der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für den

Ersatz der den Behörden erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen

Vorlage-, Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand der Behörden entspricht. Aufwandersatz ist laut Absatz 7, auf Antrag

der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt werden.

Nach § 35 Abs. 4 VwGVG gelten als Aufwendungen gemäß Abs. 1 die Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für

die der Beschwerdeführer aufzukommen hat (Z 1), die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in

Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht verbunden waren (Z 2), sowie die durch Verordnung des Bundeskanzlers

festzusetzenden Pauschalbeträge für den Schriftsatz-, den Verhandlungs- und den Vorlageaufwand (Z 3). Die Höhe des

Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat gemäß Abs. 5 den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw. der

Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für den Ersatz der den Behörden

erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und

Verhandlungsaufwand der Behörden entspricht. Aufwandersatz ist laut Abs. 7 auf Antrag der Partei zu leisten. Der

Antrag kann bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt werden.Nach Paragraph 35, Absatz 4, VwGVG gelten

als Aufwendungen gemäß Absatz eins, die Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für die der

Beschwerdeführer aufzukommen hat (ZiIer eins,), die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in

Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht verbunden waren (ZiIer 2,), sowie die durch Verordnung des

Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbeträge für den Schriftsatz-, den Verhandlungs- und den Vorlageaufwand

(ZiIer 3,). Die Höhe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat gemäß Absatz 5, den durchschnittlichen

Kosten der Vertretung bzw. der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für den

Ersatz der den Behörden erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen

Vorlage-, Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand der Behörden entspricht. Aufwandersatz ist laut Absatz 7, auf Antrag

der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt werden.

Die belangte Behörde beantragt in der Beschwerdevorlage die kostenpflichtige Abweisung der Beschwerde.

§ 1 VwG-AufwErsV bestimmt die Höhe des zu ersetzenden Vorlageaufwands der belangten Behörde als obsiegende

Partei mit €Paragraph eins, VwG-AufwErsV bestimmt die Höhe des zu ersetzenden Vorlageaufwands der belangten

Behörde als obsiegende Partei mit €

57,40 und die Höhe des Schriftsatzaufwands der belangten Behörde als obsiegende Partei € 368,80.

Der Beschwerdeführer hat der belangten Behörde daher Kosten iHv €

426,20 zu ersetzen.

Da im gegenständlichen Fall der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint,

konnte gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG eine mündliche Verhandlung unterbleiben.Da im gegenständlichen Fall der

Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint, konnte gemäß Paragraph 21,

Absatz 7, BFA-VG eine mündliche Verhandlung unterbleiben.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Entscheidung weicht betreIend Spruchpunkt A.I. nicht von der Rechtslage des Verwaltungsgerichtshofes ab (VwGH

03.09.2015, Ro 2015/21/0025). Die Rechtslage zu A.II. ist nach der Erlassung des § 22a Abs. 1a BFA-VG klar; die Revision

gegen Spruchpunkt II. ist daher nicht zulässig (vgl. zur Unzulässigkeit der Revision bei eindeutiger Rechtslage trotz

fehlender Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes etwa VwGH 28.5.2014, Ro 2014/07/0053).Die Entscheidung

weicht betreIend Spruchpunkt A.I. nicht von der Rechtslage des Verwaltungsgerichtshofes ab (VwGH 03.09.2015, Ro

2015/21/0025). Die Rechtslage zu A.II. ist nach der Erlassung des Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG klar; die
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Revision gegen Spruchpunkt römisch zwei. ist daher nicht zulässig vergleiche zur Unzulässigkeit der Revision bei

eindeutiger Rechtslage trotz fehlender Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes etwa VwGH 28.5.2014, Ro

2014/07/0053).
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